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Schmale Tür für Arbeitskräfte
Österreich hinkt in der OECD bei der Zuwanderung nach
Berlin– In Österreich ist der Anteil
derMigranten, die gezielt insLand
kommen, um hier zu arbeiten, so
gering wie nirgendwo sonst in der
OECD. Das geht aus dem am
Dienstag in Berlin präsentierten
Migrationsbericht 2011 hervor.
„Wenn man die gesamte Zuwan-
derung eines Landes betrachtet,
dann betrug der Anteil an Arbeits-
migranten 2009 in Deutschland
neunProzent, inderSchweiz zwei
Prozent, in Österreich überhaupt
nur ein Prozent“, erklärte Thomas
Liebig, Migrationsexperte der Or-
ganisation für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung
(OECD).

Zwar registriert dieOECDwohl-
wollend, dass Österreich das Pro-
blem mittlerweile erkannt und die
„Rot-Weiß-Rot-Card“ eingeführt
habe. Allerdings verweist Liebig
auch darauf, dass es noch lange
Zeit dauern wird, bis diese Maß-
nahme Früchte tragen werde.
„Nordische Länder wie Norwegen
und Dänemark haben ihren Ar-
beitsmarkt schon viel früher geöff-
net. Es hat aber einige Jahre gedau-
ert, bis es etwas genutzt hat.“

Für Österreich bedeute dies,
dass im Ausland mehr für den Job-
markt Österreich geworben wer-
den müsse. Und, so Liebig: „Die
Arbeitgeber müssen auch bereit
sein, jemanden aus dem Ausland
einzustellen.“

Auch auf einem anderen Gebiet
hinkt Österreich hinten nach: Es
ist das OECD-Land, in dem sich

die wenigsten ausländischen Stu-
denten während des Studiums da-
für entscheidenzubleiben.Nur17
Prozent tun dies, auch dies ist der
niedrigste Wert in der OECD. In
Deutschland sind es hingegen 26
Prozent, in Kanada sogar 33.

Rückgang von Zuwanderung
Insgesamt ist die Zuwanderung

nach Österreich 2009 im Ver-
gleich zu 2008 leicht gesunken.
2008 kamen 49.500 Zuwanderer,
2009 waren es 45.700.

Die Hälfte der Zuwanderer, die
nach Österreich wollen, kommt
von außerhalb der Europäischen
Union, die andere Hälfte zu glei-
chen Teilen aus den neuen und
den alten EU-Mitgliedstaaten.
Deutschland ist nach wie vor je-
nes Land, aus dem die meisten Zu-
wanderer nach Österreich gelan-
gen. 2009 allerdings ging der An-
teil zum ersten Mal seit 2001 zu-
rück. Andere Herkunftsländer
sind Rumänien, Serbien, Monte-
negro und Ungarn. Hier gibt es
überall leichte Zuwächse.

Österreich zeigt aber auch in
zwei Bereichen Erfolgsgeschich-
ten: Zwischen 2008 und 2009 hat
sich die Beschäftigungsquote von
Frauen mit Migrationshinter-
grund um 2,5 Prozent verbessert.
Das ist OECD-Spitze. Und: In den
vergangenen 20 Jahren hat sich
die Anzahl der Unternehmen, die
von Migranten in Österreich ge-
gründet wurden, nahezu verdop-
pelt. (bau)

Keine Chance nach Guantánamo
Exhäftlinge ohne Job und Aussicht auf Entschädigung

Wien–DerBosnierMustafaAit Idir
wurde 2001, kurz nach den An-
schlägen auf das World Trade
Center, gemeinsam mit fünf wei-
teren algerisch-stämmigen Män-
nern festgenommen und in das
US-GefangenenlagerGuantánamo
auf Kuba gebracht. Der Vorwurf:
ein angeblich geplanter Anschlag
auf die US-Botschaft in Sarajevo.
Ohne dass jemals Anklage gegen
ihn erhoben wurde, wurde Ait Idir
2008 nach Bosnien zurückge-
schickt. Bis heute hat er keine Ar-
beit gefunden. Als Andenken an
seine Zeit in Guantánamo bleiben
dem heute 41-Jährigen ein ver-
krüppelter Finger und eine halb-
seitige Gesichtslähmung. Der
Sprung eines Wärters auf seinen
Kopf hatte einen Schlaganfall aus-
gelöst. Eine Entschädigungszah-
lung gab es nicht – für keinen der
ehemaligen Häftlinge.

Der Menschen-
rechtsexperte und
ehemalige UN-Son-
derberichterstatter für
Folter, Manfred No-
wak, erläuterte bei ei-
ner Pressekonferenz
am Dienstag anhand
dieses Beispiels das
Schicksal ehemaliger
Guantánamo-Häftlin-
ge: „Dieser Einzelfall
ist paradigmatisch für
viele Menschen, die
unter der Bush-Regie-
rung Menschenrechts-
verletzungen hinneh-

men mussten.“ Gemeinsam mit
dem Diplomaten Wolfgang Pe-
tritsch, dem ehemaligen Hohen
Repräsentanten in Bosnien-Her-
zegowina, hat er im Namen des
Ludwig-Boltzmann-Instituts für
Menschenrechte ein Projekt ins
Leben gerufen, das dem Ex-Guan-
tánamo-Häftling Ait Idir den Wie-
dereinstieg ins Berufsleben er-
möglichen soll. Mithilfe der Inter-
netplattform respekt.net sollen für
den gelernten Computergrafiker
insgesamt 25.000 Euro als Startka-
pital für einen Copyshop in Sara-
jevo gesammelt werden.

Fünf der „Algerian Six“ wurden
aus Guantánamo entlassen. Ein
Aufnahmeland zu finden war, wie
auch in anderen Fällen nach der
Ankündigung von US-Präsident
Barack Obama 2009, das Camp
aufzulösen, schwierig. Über die
mögliche Aufnahme des sechsten

Häftlings, der sich
noch in Guantánamo
befindet, wird mit ver-
schiedenen europäi-
schen Regierungen
verhandelt.

Eine Aufnahme von
Exgefangenen durch
Österreich scheiterte
laut Nowak an den da-
maligen Ministerin-
nen Ursula Plassnik
und Maria Fekter. Der-
zeit sind noch 171
Menschen in Guantá-
namo inhaftiert. (veh)
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London – Wikileaks-Gründer Juli-
an Assange kämpft weiter gegen
seine Auslieferung aus Großbri-
tannien nach Schweden. Am
Dienstag begann die zweite Beru-
fungsverhandlung vor dem High
Court in London, eine Entschei-
dung wird für Mittwoch erwartet.

Die schwedische Justiz will As-
sange wegen des Verdachts des se-
xuellen Missbrauchs zweier Frau-
en und der Vergewaltigung verhö-
ren. Assange weist die Vorwürfe
zurück und bezeichnet sie als po-
litisch motiviert. Er befürchtet, in
Schweden keinen fairen Prozess
zu bekommen und letztlich in die
USA ausgeliefert zu werden.

Täglich bei Polizei melden
Am 24. Februar hatte das briti-

sche Gericht dem Auslieferungs-
gesuch der schwedischen Behör-
den bereits stattgegeben, Assan-
ges Anwälte legten Berufung ein.
Sollte der High Court das Urteil
bestätigen, könnte Assange das
Höchstgericht anrufen.

Der 40-Jährige lebt seit seiner
Festnahme im Dezember vergan-
genen Jahres unter strikten Aufla-
gen im Anwesen eines britischen
Freundes. Er muss sich täglich bei
der örtlichen Polizei melden und
eine elektronische Fußfessel tra-
gen. Die von ihm gegründete Ent-
hüllungsplattform Wikileaks hat
unzählige Depeschen von US-Di-
plomaten und geheime Akten
über den Krieg in Afghanistan ver-
öffentlicht. (dpa, AFP, Reuters)

Wikileaks-Gründer:
Gericht entscheidet
über Auslieferung

Manfred Nowak
kritisiert die Nicht-

aufnahme von
Guantánamo-Häft-

lingen. Foto: EPA

Der Abhörskandal um die „News of the World“ erfasst die
USA: Reporter des Blatts sollen Polizisten bestochen

haben, um Angehörige von 9/11-Opfern auszuspionieren.
Rupert Murdochs Medienimperium droht zu zerbröckeln.

Direktorin von Crew, eine Lawine
ins Rollen kommen.

Es werde immer klarer, dass
sich die Affäre nicht auf ein paar
„schurkische Reporter“ beschrän-
ke, sondern auf höchster Ebene
systematische Geschäftspolitik
war, sagt die Juristin. „Wenn Mur-
dochs Beschäftigte so dreist sein
können, dass sie einen britischen
Premierminister ins Visier neh-
men, dann muss man annehmen,
dass sie auch die Mailboxen ame-
rikanischer Politiker hackten.“

Carl Bernstein, der vor knapp40
Jahren mit seinem Kollegen Bob
Woodward den Watergate-Skan-
dal aufdeckte, sieht Murdochs Im-
perium langsam zerbröseln. „Es
bebt in seinem Reich, und nie-
mand kann sagen, wann es auf-
hört. Wir erleben den Beginn ei-
nes seismischen Ereignisses.“

„NoW“-Reporter sollen auch in USA spioniert haben

Frank Herrmann aus Washington

Es war der Höhepunkt von Rupert
Murdochs Höhenflug: 2007 über-
nahm er für fünf Milliarden Dol-
lar mit dem Wall Street Journal
das publizistische Flaggschiff der
amerikanischen Geschäftswelt.
Nun könnte der britische Abhör-
skandal die Talfahrt einleiten –
auch in den USA. Eine Bürgerini-
tiative, die Citizens for Responsi-
bility and Ethics in Washington
(Crew), hat den Kongress bereits
aufgerufen, Untersuchungen ge-
gen Murdochs News Corporation

einzuleiten. Die Abgeordneten
sollen herausfinden, ob das
stimmt, was ein New Yorker Poli-
zist behauptet: dass Journalisten
auch amerikanische Handys zu
hacken versuchten.

Reporter der News of the World
(NoW) sollen dem Ordnungshüter
Schmiergeld versprochen haben,
er sollte helfen, dieMailboxenvon
Hinterbliebenen der 9/11-Terror-
anschläge abzuhören. Unklar ist
noch, ob es sich ausschließlich
um britische Familien handelte
oder auch um amerikanische. Je-
denfalls sieht Melanie Sloan, die

In den Vereinigten Staaten be-
treibt Murdoch unter anderem das
Wochenmagazin National Star,
die schrille New York Post, die se-
riösere Chicago Sun-Times und
den Fernsehsender Fox News, ein
Sprachrohr der Republikaner. Mit
seinem Kronjuwel, dem Wall
Street Journal, wollte der Medien-
zar der New York Times Konkur-
renz machen. Es sieht nicht aus,
als werde das Konzept aufgehen.

Seit Montag wird Murdochs
News Corporation von einem in-
stitutionellen Anleger verklagt.
Die Amalgamated Bank in New
York beschuldigt den Konzern-
vorstand, die Aufklärung des Ab-
hörskandals jahrelang ver-
schleppt zu haben, statt seinen
Kontrollpflichten nachzukom-
men. Es sei unvorstellbar, dass
Firmenkronprinz James Murdoch

und der Aufsichtsrat nichts von
den Machenschaften wussten.

Auch in Großbritannien droht
Murdochs Konzern weiter Unge-
mach: Am Dienstag wurde be-
kannt, dass die Murdoch-Zeitun-
gen Sunday Times und Sun die
Krankenakte des schwerkranken
Sohns von Expremierminister
GordonBrownausspioniert haben
sollen. Ein Beamter von Scotland
Yard will klagen, weil seine Tele-
fonate von Reportern abgehört
worden sein sollen.

Das britische Parlament stimmt
am Mittwoch über einen Appell
der Labour-Party an Murdoch ab,
er solle seinen Antrag auf Über-
nahme des Satellitensenders
BSkyB zurückziehen. Die Über-
nahmefrage wurde auch an die
EU-Wettbewerbs-Kommission
überwiesen. Kommentar Seite 36

Ein Mann schaufelt ein Grab für seinen vierjährigen Sohn vor der Stadt Dadaab in Kenia. Das Kind war verdurstet. Foto: dapd

Dürre bedroht zwölf
Millionen Menschen

Ein Viertel der Somalier auf der Flucht
Dadaab / Addis Abeba – Noch nie habe er in einem
Flüchtlingscamp Menschen in einem so verzweifel-
ten Zustand gesehen. So beschreibt Uno-Flücht-
lingskommissar Antonio Guterres die Lage somali-
scher Flüchtlinge in einem Lager in Dadaab in Ke-
nia. Rund 380.000 Menschen, die am Horn von Afri-
ka von der schlimmsten Dürre seit 60 Jahren heim-
gesucht werden, sind derzeit dort untergebracht.

Nach Schätzungen des Welternährungspro-
gramms (WFP) benötigen rund zwölf Millionen Men-
schen in der Grenzregion zwischen Äthiopien, So-
malia und Kenia dringend humanitäre Hilfe, ein
Viertel der Bevölkerung Somalias ist bereits auf der
Flucht vor dem Hunger.

Die Shabaab-Miliz, die große Gebiete Somalias
kontrolliert, gewährte nun entgegen ihrer bisherigen
Haltung auch westlichen Hilfsorganisationen den
Zugang. So sei jeder willkommen, „der zu helfen be-
reit ist, ob Muslim oder nicht“. Guterres rief die In-
ternationale Gemeinschaft zu „massiven Spenden“
auf. Kenia fürchtet indes, dem immensen Flücht-
lingsansturm nicht gewachsen zu sein. (APA, ifb)
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